
Verfahrensablauf zur Prüfung des erweiterten 

Führungszeugnisses 
 

1. Verpflichtung zur Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses 

• Trainerinnen, Betreuerinnen, Jugendleiter*innen sowie alle weiteren Personen, die 

regelmäßig Kontakt zu Kindern und Jugendlichen haben oder diese bei Veranstaltungen – 

insbesondere mit Übernachtung – begleiten, müssen ein erweitertes Führungszeugnis 

(eFZ) vorlegen. 

• Die Grundlage bildet § 72a Abs. 1 SGB VIII sowie der entsprechende Vorstandsbeschluss 

des Vereins. 

• Die Vorlage ist Voraussetzung für die Aufnahme und Fortführung der Tätigkeit. 

2. Antragstellung 

• Der Verein informiert betroffene Personen schriftlich über die Verpflichtung zur Vorlage 

eines eFZ. 

• Die Information erfolgt durch den Vorstand oder die zuständige Ansprechpartnerin für 

Kinderschutz. 

Ansprechpartnerin: 
Maria Böckl, stellvertretende Jugendleiterin 

• Das eFZ wird von der jeweiligen Person selbst bei der zuständigen Meldebehörde 

beantragt. 

• Der Verein stellt auf Wunsch eine Bescheinigung zur ehrenamtlichen Tätigkeit aus, um 

eine gebührenfreie Beantragung zu ermöglichen. 

3. Einsichtnahme und Prüfung 

• Die Einsichtnahme erfolgt nach dem Vier-Augen-Prinzip durch zwei benannte und zur 

Verschwiegenheit verpflichtete Vertrauenspersonen. 

Beauftragte Ansprechpartner zur Einsichtnahme: 

1. Maria Böckl, stellvertretende Jugendleiterin 

2. Tobias Landgraf, 2. Vorstand 

• Es wird ausschließlich geprüft, ob relevante Eintragungen vorliegen, die eine Tätigkeit mit 

Kindern und Jugendlichen ausschließen. 

• Der Inhalt des Führungszeugnisses wird weder dokumentiert noch weitergegeben. 

 

 



Dokumentation: 

• Es wird ausschließlich vermerkt:  

o Name der Person 

o Datum der Einsichtnahme 

o Datum der nächsten Wiedervorlage 

• Das Führungszeugnis wird nicht kopiert, nicht gespeichert und verbleibt immer bei 

der vorlegenden Person. 

4. Gültigkeit und Aktualisierung 

• Das erweiterte Führungszeugnis ist vor Aufnahme der Tätigkeit vorzulegen. 

• Eine erneute Vorlage erfolgt verpflichtend alle 5 Jahre. 

• Bei Änderung der Tätigkeit (z. B. Teilnahme an Fahrten mit Übernachtung) kann eine 

erneute Vorlage früher verlangt werden. 

5. Konsequenzen bei Eintragungen oder Verweigerung 

• Enthält das erweiterte Führungszeugnis einschlägige Eintragungen gemäß § 72a Abs. 1 

SGB VIII, ist eine Tätigkeit im Kinder- und Jugendbereich im Verein ausgeschlossen. 

• Wird die Vorlage verweigert oder nicht fristgerecht erbracht, darf die betreffende Person 

keine Aufgaben mit Kindern und Jugendlichen übernehmen. 

Der Vorstand entscheidet über weitergehende Maßnahmen. 

6. Datenschutz 

• Der Umgang mit dem erweiterten Führungszeugnis erfolgt unter strikter Beachtung der 

geltenden Datenschutzbestimmungen. 

Insbesondere gilt: 

• Das Original verbleibt immer bei der antragstellenden Person. 

• Es werden keine Kopien oder Scans angefertigt. 

• Es werden nur die erforderlichen Mindestdaten dokumentiert. 

• Alle beteiligten Personen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

7. Verbindlichkeit 

Dieses Verfahren ist verbindlicher Bestandteil des Kinderschutzkonzepts. 

• Die Einhaltung ist Voraussetzung für eine Tätigkeit im Verein mit Kindern und 

Jugendlichen. 

• Verstöße gegen diese Regelungen können zum Ausschluss von der Tätigkeit führen. 


